12/4/21, 6:54 PM Geh- und Radweg von Hausen bis Heimstetten - Familiengemeinde Kirchheim b. Miinchen

Fakten zum Grundstiickstausch fiir den Radweg am Heimstettener Moosweg

In 2019 hatte die Gemeinde, um einen durchgangigen Geh- und Radweg von Hausen bis Heimstetten zu
ermoglichen, bereits ein erstes Teilstick fur diesen Geh- und Radweg erworben (Teilflachen A & B, Anlage
2). Der Kaufpreis hierfur hatte 500,- Euro / m? betragen und wurde auf Basis eines Wertgutachtens
ermittelt (Gutachten bzgl. Teilflache A, Dr. Fischer vom 20.12.2018, Anlage 3).

Falsch, weil die Wartezeit von 1,5 Jahren nicht
auf z.B. 20 Jahre angepasst wurde

Auch irrefihrend, weil die gutachterlichen
Stellungnahmen (keine Gutachten) nur
aussagten, dass zwischen den Teilstucken
keine Unterschiede zu machen seien. Aber die
Ausgangsbewertung war ja schon falsch.
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FUr das sUdliche davon gelegene, bisher gepachtete Teilstick wurde fur den Ankcwf (Tauschvertrag, Anlage
4) dann folglich exakt der gleiche Preis herangezogen. Hierzu liegen zudem zwei gutachterliche
Stellungnahmen vor (Stellungnahme Walter Blank vom 18.10.2020, Anlage 5 und Stellungnahme Dr. Fischer

vom 26.01.2021, Anlage 6).

Als Tauschgrundstick wurde durch die Gemeinde die westliche Teilflache aus dem Grundstick Fl. Nr. 82
vorgeschlagen. Aufgrund des Antragsverfahrens zum Bau eines Bullenmaststalls fUr 380 Tiere in direkter
Nachbarschaft und der damit zu erwartenden Geruchsbelastung hatte die Gemeinde in Abstimmung mit
dem Landratsamt als Genehmigungsbehdrde die Baukorper fUr das geplante Neubaugebiet auf der
ostlichen Teilfléche des Grundsticks Fl. Nr. 82 mehrmals nach Osten hin abricken missen. Eine
Bauerwartung durfte deshalb fUr das westlich davon gelegene Areal nicht angenommen werden
(Geruchsimmissionsprognose, Miller-BBM vom 16.09.2019, Seite 29, Anlage 7). Das entsprechende
Wertgutachten (Gutachten, TUV vom 17.03.2020, Anlage 8) ermittelte demnach einen Wert von 30
i igli i haftlich nutzbar ist.

- Euro /

m?, weil das Grundstiick nicht bebaubg

ohnbaurecht entsteht, entweder durch Baugenehmigung oder durch Bebauungsplan, verpflichtet d

Tauschvertrag den Erwerber, eine dem Mehrwert des GrundstUcks entsprechende Aufzahlung an die

emeinde zu leisten.

Die Weytdiffers ischen dem GrundstUck, das die Gemeinde erhalten hat, und g

verdufjert hat, betrug final 336.000,- Euro. Diese Ditterenz wurde auf Wunsch der Gemeinde vor dem

Hinteygrund der aktuell angespannten Haushaltslage in zehn Raten geteilt. Es fallen keine Zinsen an.

Steugrliche Erwdgungen des Vertragspartners wurden hierbei weder besprochen noch bertcksichtigt.

Das Immissionsgutachten schliel3t die Bebaubarkeit nur auf einer
Teilflache aus (Kriterium: Geruchsuberschreitung fur mehr als 15%
der Jahresstunden). 2.000m? waren bebaubar (z.B. 6 Reihenhauser).

Mitnichten. Die Eigentimer haben It. Vertrag ein 6-wochiges Widerspruchsrecht. ("...es sei denn,
die Beteiligte zu 2) hat binnen einer Frist von sechs Wochen dieser Absicht widersprochen.) Die
Gemeinde kann ohne Einverstandnis der Eigentimer kein Wohnbaurecht schaffen. (Was ist mit
der Planungshoheit der Gemeinde?) Viel sinnvoller ware es gewesen, die Aufzahlung an das
Bebauungshindernis, die Bullenmaststallung, zu kntpfen
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Mitnichten. Die Eigentümer haben lt. Vertrag ein 6-wöchiges Widerspruchsrecht. ("...es sei denn, die Beteiligte zu 2) hat binnen einer Frist von sechs Wochen dieser Absicht widersprochen.) Die Gemeinde kann ohne Einverständnis der Eigentümer kein Wohnbaurecht schaffen. (Was ist mit der Planungshoheit der Gemeinde?) Viel sinnvoller wäre es gewesen, die Aufzahlung an das Bebauungshindernis, die Bullenmaststallung, zu knüpfen


